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Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) und der Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest 
(Geflügelpest-Verordnung) i.d.F. vom 29. Juni 2016.  
Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung über das Verbot der Durchführung von Geflügelausstellungen 
und -märkten, sowie Veranstaltungen ähnlicher Art zum Schutz gegen die Geflügelpest im Stadtgebiet 
der Landeshauptstadt Dresden 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
 
die Landeshauptstadt Dresden erlässt folgende  
 
 

Allgemeinverfügung 
 

 
Gemäß § 65 der Geflügelpest-Verordnung und § 4 Absatz 2 Viehverkehrsverordnung (ViehVerkV) wird zur 
Vermeidung des Eintrages der Geflügelpest in Geflügelbestände durch Wildvögel folgendes angeordnet: 
 

1. Die Durchführung von Ausstellungen, Märkten und Veranstaltungen ähnlicher Art von Geflügel 
und in Gefangenschaft gehaltenen Vögeln anderer Arten ist, bis auf Widerruf (in Abhängigkeit der 
Tierseuchenlage), im Stadtgebiet der Landeshauptstadt Dresden verboten. 

 
2. Die sofortige Vollziehung von Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung wird angeordnet. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung wird durch öffentliche Bekanntmachung verkündet und tritt am Tage 

nach ihrer Bekanntgabe in Kraft. 
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4. Der vollständige Inhalt der Allgemeinverfügung kann zu den Geschäftszeiten  
im Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt der Landeshauptstadt Dresden sowie auf der In-
ternetseite der Landeshauptstadt Dresden (www.dresden.de) eingesehen werden. 
 

5. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kosten erhoben. 
 
 

Gründe 
 

I. Sachverhalt 
 
Am 20. November 2016 wurde in einer amtlichen Probe einer verendeten Wildente im Landkreis Sächsi-
sche Schweiz Osterzgebirge (Pratzschwitzer Badesee, 01796 Pirna) das Virus der hochpathogenen aviären 
Influenza (Geflügelpest) des Subtyps H5N8 durch das nationale Referenzlabor nachgewiesen. Es wurden 
ein Sperrbezirk von 3 km Radius und ein Beobachtungsgebiet mit Radius von 10 km um den Fundort einge-
richtet.  
 
Seit dem 08. November 2016 sind mehr als 54 Ausbrüche von HPAI in Deutschland festgestellt, zuletzt 
einer am 13.11.2016 am Cospudener See (Stadt Leipzig/Landkreis Leipzig), elf am 14. November 2016 (6 
Stück im Freistaat Bayern, 3 Stück im Land Mecklenburg-Vorpommern und 2 Stück im Land Baden-
Württemberg) und mehrere Verdachtsfälle. 
 
Weltweit werden seit November 2016 Ausbrüche von HPAI H5N8 festgestellt. Das betrifft die Anrainer-
staaten Deutschlands Polen, Dänemark, Niederlande, Österreich und Schweiz sowie die Länder Ungarn, 
Kroatien, Israel und Indien, zuletzt vier Ausbruchsmeldungen am 14. November 2016 (Stand 15.11.2016 16 
Uhr). 
 
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat in seinen Risikobewertungen, letztmalig vom 09. November 2016, 
zur Einschleppung sowie des Auftretens von hochgradig hochpathogenem aviären Influenzavirus in Haus-
geflügelbestände das grundsätzliche Risiko der Einschleppung hochpathogener Influenzaviren über infizier-
te Wildvögel bestätigt. Am 14. November 2016 wurde ein Aufstallungsgebot für Geflügel und in Gefangen-
schaft gehaltenen Vögeln anderer Arten für das Gebiet des Freistaates Sachsen erlassen. In den angren-
zenden Bundesländern gilt ebenfalls ein Aufstallungsgebot.  
 

II. Rechtliche Würdigung 
 
Das Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt der Landeshauptstadt Dresden ist örtlich und sachlich 
zuständig.  
Die örtliche Zuständigkeit ergibt sich aus § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens- und 
des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen (SächsVwVfZG) vom 19. Mai 2010 (SächsGVBl. 
S. 142) in Vbg. mit § 3 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S.102) in 
den gegenwärtig gültigen Fassungen. Die sachliche Zuständigkeit für tierseuchenrechtliche Anordnungen 
resultiert aus § 1 Abs. 2 des Sächsischen Ausführungsgesetzes zum Tiergesundheitsgesetz (SächsAGTier-
GesG) vom 09.07.2014 (SächsGVBl. Jg. 2014 Bl.-Nr. 10 S. 386) in der zurzeit gültigen Fassung.  
 
zu 1:  
 
Gemäß § 65 Geflügelpest-Verordnung ist die zuständige Behörde befugt bei Feststellung der Geflügelpest 
bei einem Wildvogel weitergehende Maßnahmen nach § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 23 Tier-
gesundheitsgesetz vom 22. Mai 2013 (BGBl. I S. 1324), das zuletzt durch Artikel 4 Absatz 85 des Gesetzes 
vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1666) geändert worden ist (TierGesG) anzuordnen. 
Das Friedrich-Loeffler-Institut (FLI) hat in seinen Risikobewertungen, letztmalig vom 09. November 2016, 
zur Einschleppung sowie des Auftretens von hochgradig hochpathogenem aviären Influenzavirus in Haus-
geflügelbestände das grundsätzliche Risiko der Einschleppung hochpathogener Influenzaviren über infizier-
te Wildvögel bestätigt. Nach einem Eintrag in einen Bestand sind die Folgen für den betroffenen Betrieb 
(Tötung aller Tiere) immens. 
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Mit dem Nachweis von hochpathogenem aviären Influenzvirus H5N8 in mehreren Wildvögeln ist belegt, 
dass das Virus in der Wildvogelpopulation vorhanden ist. Eine weitere Verbreitung durch Wildvögel insbe-
sondere auch durch aasfressende sowie infizierte aber nicht erkrankte Wildvögel, auch über Kreisgrenzen 
hinaus, ist sehr wahrscheinlich. 
 
Es ist zu befürchten, dass es durch infizierte Wildvögel zu einer Einschleppung in die Geflügelbestände des 
Freistaates Sachsen kommt, da es sich bei diesem Erreger um einen hochansteckenden Typ handelt. 
 
Aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung ist es hier erforderlich, Ausstellungen, Märkte und Veranstal-
tungen ähnlicher Art von Geflügel und in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Arten zu verbieten. Das 
Zusammentreffen von Vögeln unterschiedlicher Herkünfte, die sich möglicherweise in der Inkubationszeit 
befinden sowie der Personenverkehr, birgt die große Gefahr, dass es ausgehend von Ausstellungen, Märk-
ten und Veranstaltungen ähnlicher Art zu einer massiven Verbreitung der Aviären Influenza kommt. Auf-
grund der derzeitigen Intensität der Neufeststellungen ist es nicht möglich anhand von klinischen, serologi-
schen oder virologischen Untersuchungen eine Seuchenfreiheit auch in Bezug auf epidemiologische Ent-
wicklungen zu gewährleisten.  
 
Durch das Verbot von Ausstellungen, Märkten und Veranstaltungen ähnlicher Art wird die Gefahr der Ver-
schleppung durch Kontakte zwischen den Tieren unterschiedlicher Herkünfte und mit Personen, die mög-
licherweise in Kontakt mit Infektionsquellen gekommen sind, vermieden und unmittelbar minimiert. Mil-
dere Maßnahmen als die angeordnete sind nicht geeignet, um den Kontakt von Vögeln unterschiedlicher 
Herkünfte und unerkannten Infektionsquellen auf Ausstellungen, Märkten und Veranstaltungen ähnlicher 
Art zu verhindern. So wäre hier etwa die Anordnung, der Untersuchung aller auf Ausstellungen, Märkten 
und Veranstaltungen ähnlicher Art zu verbringenden Tiere als nicht ausreichend für die Prävention anzu-
sehen. In Anbetracht der mit der Ausbreitung der hochpathogenen Aviären Influenza verbundenen im-
mensen Folgen für die betroffenen Tiere und Tierhalter sowie der wirtschaftlichen Schäden für die Geflü-
gelwirtschaft muss das Interesse der Veranstalter zurückstehen. Diese Maßnahme ist auch verhältnismä-
ßig, weil sie geeignet, erforderlich und angemessen ist. 
 
Auf Grundlage dieser Risikobewertung ist, zur Vermeidung der Einschleppung oder Verschleppung der 
Geflügelpest, das Verbot erforderlich. 
 
zu 2:  
 
Die sofortige Vollziehung der Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO ange-
ordnet. Die Geflügelpest ist eine schnell fortschreitende, akut verlaufende und leicht übertragbare Virus-
krankheit, welche in Geflügelbeständen zu erheblichen wirtschaftlichen Verlusten führt. 
  
Es ist daher sicher zu stellen, dass auch während möglicher Widerspruchs- bzw. Klagverfahren alle not-
wendigen Bekämpfungsmaßnahmen rechtzeitig und wirksam durchgeführt werden können. 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung liegt sowohl im öffentlichen Interesse als auch im Interesse aller 
beteiligten Halter und auch der Veranstalter. Dem gegenüber haben die Interessen der Veranstalter oder 
sonstiger Dritter, von der Anordnung vorläufig verschont zu bleiben, zurück zu stehen. 
  
zu 3 und 4:  
 
Die Bekanntgabe der Allgemeinverfügung nach Ziffer 3 erfolgt auf der Grundlage des § 1 des Gesetzes zur 
Regelung des Verwaltungsverfahrens und des Verwaltungszustellungsrechts für den Freistaat Sachsen 
(SächsVwVfZG) i. V. m. § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG). Danach gilt eine Allge-
meinverfügung zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In der Allge-
meinverfügung kann ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag, bestimmt werden, § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG. Von dieser Ermächtigung wurde unter Ziffer 4 der 
Allgemeinverfügung Gebrauch gemacht, da die angeordneten tierseuchenrechtlichen Maßnahmen keinen 
Aufschub dulden. Die Bekanntmachung erfolgt nach § 41 Abs. 4 S. 1 und 2 VwVfG durch die ortsübliche 
Bekanntmachung des verfügenden Teils. Die vollständige Begründung kann im Veterinär- und Lbensmittel-
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überwachungsamt der Landeshauptstadt Dresden zu den üblichen Geschäftszeiten und auf der Internet-
seite der Landeshauptstadt Dredsen (www. dresden.de) eingesehen werden. 
  
Die Allgemeinverfügung wird auf der Grundlage des § 41 Abs. 3 S. 2 VwVfG öffentlich bekannt gegeben. 
Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Adressatenkreis so groß ist, dass er, bezogen auf Zeit und Zweck der 
Regelung, vernünftigerweise nicht mehr in Form einer Einzelbekanntgabe angesprochen werden kann. Von 
einer Anhörung wurde daher auf der Grundlage des § 28 Abs. 2 Nr. 4 VwVfG abgesehen. 
 
zu 5: Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Verwaltungskostengesetzes des Freistaa-
tes Sachsen (SächsVwKG). 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe Widerspruch eingelegt 
werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Landeshauptstadt Dresden einzule-
gen (Hauptsitz: Rathaus, Dr.-Külz-Ring 19, 01067 Dresden). 
 

Hinweis 
 
Gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 4 des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG) handelt ordnungswidrig, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig dieser Tierseuchenverfügung zuwider-handelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einem 
der Schwere der Zuwiderhandlung angemessenem Bußgeld bis zu 30.000,00 Euro geahndet werden. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen                 
     
im Auftrag 
 
 
 
VD Normann 
Amtstierärztin 
Leiterin des Veterinär- und  
Lebensmittelüberwachungsamtes 
 


